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Frauenparteien 
Phantasterei oder politischer Machtfaktor? 

Das Konzept einer reinen Frauenpartei ist kurz 
nach 1900 entstanden und hat seitdem in der 
Frauenwelt heftige Kontroversen hervorgerufen. 
Aus der immer gleichen Unzufriedenheit über 
die immer gleichen geschlechtsspezifischen Be­
nachteiligungen und die männlich dominierten 
Partei- und Machtstrukturen wurden während 
des gesamten 20. Jahrhunderts Frauenparteien 
gegründet, insgesamt vierzehn Mal. Begründet 
wurde dies jedes Mal mit der unzureichenden 
Vertretung frauenpolitischer Interessen durch 
die (Männer-)Parteien und der, im Vergleich zu 
ihrem Bevölkerungsanteil von mehr als 50%, 
äußerst mangelhaften Repräsentanz der Frau­
en in Parlamenten und Regierungen, wo sie lan­
ge Zeit nur eine Quantite negligeable darstell­
ten. Eine Frauenpartei galt (und gilt) vielen des­
halb als möglicher >dritter Weg< - jenseits 
männlich geprägter und dominierter Partei­
strukturen und auch jenseits außerparlamenta­
rischer Einmischung über die Frauenbewegung 
- politische Macht erreichen zu können. 

Gründung einer ersten Frauenpartei im 
Kaiserreich 

Zu einer Zeit, als die Frauen noch nicht wahl­
berechtigt waren, ja noch nicht einmal Mitglie­
der politischer Vereine und Parteien werden 
konnten oder auch nur deren Versammlungen 
besuchen durften, gründete sich 1907 in Berlin 
die erste deutsche Frauenpartei, die sich Libe­
rale Frauenpartei nannte. Sie konnte weder zu 
Wahlen antreten, noch Vertreterinnen in die Par­
lamente entsenden und musste sich auf einem 
schmalen Grad zwischen Ungesetzlichkeit und 
der Gefahr des Verbots auf der einen Seite so­
wie Tolerierung durch die örtlichen Polizeibe­
hörden auf der anderen Seite bewegen. 1 

Ihr Programm war stark nationalistisch ein­
gefärbt, der Leitgedanke besagte, dass »natio­
nale Stärke nach außen und Freiheit im Inne­
ren, die zwei unerläßlich zusammengehörigen 
Hälften des großen Ganzen sind, das wir das 
neue Deutschland nennen.« 2 Von sieben Pro­
grammpunkten war folgerichtig der erste »Na­
tionale Wehrkraft« betitelt und forderte »eine 
Armee und Flotte, welche Deutschland befähi­
gen, seine Weltmachtstellung aufrecht zu er­
halten«. Erst Punkt 7 betonte die »Friedens­
bestrebungen« und plädierte für ein internatio­
nales Schiedsgericht. Wichtigste frauenpoli­
tische Forderung war »das allgemeine, gleiche, 
direkte und geheime Wahlrecht zum Reichstag 
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und zum Landtag für Männer und Frauen«, 
womit die Frauenpartei in der Gretchenfrage der 
damaligen Frauenbewegung - welches Stimm­
recht für Frauen gefordert werden solle - ein­
deutig Stellung bezogen hatte. > 

Personell rekrutierte sich die Liberale Frau­
enpartei aus dem Zentrum des radikalen Flü­
gels der Frauenbewegung: an der Parteispitze 
stand eine seiner »bewährtesten und bekannte­
sten Führerinnen«4, Maria Lischnewska. Die 
Parteigründung fand jedoch keineswegs unge­
teilte Zustimmung innerhalb der Radikalen. 
Lida Gustava Heymann, stellvertretende Vorsit­
zende des Verbandes für Frauenstimmrecht, 
veröffentlichte eine strikte Ablehnung und ver­
ursachte damit eine Debatte im »Centralblatt«5 

des Bundes Deutscher Frauenvereine (BDF), 
deren Ton, besonders zwischen Lischnewska 
und Heymann, zunehmend an Schärfe gewann 
und an deren Ende Heymann schließlich die 
Gründerin der Liberalen Frauenpartei barsch als 
»politischen Gegner« abkanzelte.<' 

Der Liberalen Frauenpartei schlug in der 
gesamten Diskussion fast einhellige Ablehnung 
aus der Frauenbewegung entgegen. Die negati­
ve Haltung hatte sowohl ganz prinzipielle wie 
auch sehr spezielle Gründe. Grundsätzlich wur­
de eine Frauenpartei als separatistisch empfun­
den und statt dessen einhellig für die Mitarbeit 
in den Parteien der Männer plädiert: »Wenn ir­
gendwo die Forderung gemeinsamer Arbeit von 
Mann und Frau notwendig ist, so auf diesem 
Gebiete, hier können Männer und Frauen zum 
Wohle des Ganzen viel von einander lernen, 
sie werden sich aber niemals näher treten, sich 
achten und würdigen lernen, wenn beide in der 
bisherigen verhängnisvollen Abgeschlossen­
heit beharren.«7 - so Lida Gustava Heymann. 
Sie machte außerdem unverblümt deutlich, dass 
eine Frauenpartei auch als unliebsame Konkur­
renz zur Frauenbewegung angesehen wurde, 
und zwar ganz besonders zum Verband für Frau­
enstimmrecht, dem nicht nur Heymann, sondern 
auch Lischnewska angehörten. 

Die spezielle Kritik an der Liberalen Frau­
enpartei bezog sich auf ihre politische Couleur. 
Ganz besonders der nationalistische Tenor des 
Parteiprogramms, das »mit Feuereifer für un­
sere Kolonien und ständige Vermehrung unse­
rer Flotte« eintrat, stieß auf Ablehnung: »So 
ist das einzig Neue und Überraschende an dem 
Programm, daß eine Frauenpartei die Forde­
rungenfür Heer und Flotte an die Spitze dessel-



ben und die Idee der Friedensbestrebungen zu 
allerletzt stellt. Ich möchte das alte Wort dahin 
variieren: >Das Programm enthält manch Gu­
tes und Neues, nur daß das Neue nicht gut und 
das Gute nicht neu ist. «<8 - so ein Beitrag der 
Debatte im »Centralblatt«. Lida Gustava Hey­
mann kritisierte besonders, dass im Programm 
der Liberalen Frauenpartei »die Grundlage al­
ler Frauenbestrebungen, die Gleichstellung der 
Geschlechter vor dem Gesetz und in der Ver­
waltung, die Übertragung der Staatsämter und 
aller Berufe an beide Geschlechter unter glei­
chen Bedingungen, vollständig außer acht ge­
lassen« wird.9 In ihrer Replik stellte Maria 
Lischnewska dem gegenüber: »Wir sind keine 
Organisation zur Vertretung der Frauenrechte. 
Dafür ist die deutsche Frauenbewegung da, 

Und sie macht ihre Sache vorzüglich. Wir stüt­
zen sie aber durch einen Teil unseres Pro­
gramms, weil wir Frauen sind.« 10 

Trotz dieser heftigen Debatte blieb Lisch­
newska im Verband für Frauenstimmrecht aktiv 
Und auch die Liberale Frauenpartei wurde von 
ihr zunächst ebenfalls weitergeführt. Diese ging 
aber vermutlich 1908 sang- und klanglos ein, 
nachdem die Frauen infolge des reformierten 
Vereinsgesetzes im ganzen Deutschen Reich die 
formale Möglichkeit zur parteipolitischen Be­
tätigung bekommen hatten. Nun rückte die In­
tegration der Frauen in das bestehende (Män­
ner-)Parteiensystem in den Vordergrund, die 
Avantgarde der bürgerlichen Frauenbewegung 
schloss sich den linksliberalen Parteien an, dar­
unter auch Maria Lischnewska, die sogleich 
Mitglied der Freisinnigen Volkspartei wurde. 11 

Enttäuschung und Frustration in den Par­
teien waren allerdings vorprogrammiert, denn 
es Wurde bald deutlich, dass »keine der Partei­
en {. .. ] die /deale der Frauenbewegung rein 
dar( stellte, d.A.); jede einzelne blieb grundsätz­
lich und praktisch weit hinter dem zurück, was 
die Frauen fordern mußten, keine einzige war 
bereit, mit der Interessenvertretung der Frau­
en wirklich ernst zu machen« 12 , attestierte 
Agnes von Zahn-Harnack. 

Diskussion über Frauenparteien und Frauen­
listen in der Weimarer Republik 

Trotz solcher Enttäuschungen kam das Thema 
Frauenpartei zehn Jahre lang nicht wieder auf 
die politische Agenda. Dies änderte sich erst als 
die Frauen in der Novemberrevolution 1918 das 
politische Wahlrecht erhielten und zu vollwerti­
gen Staatsbürgerinnen wurden. Innerhalb der 
bürgerlichen Frauenbewegung wurde nun »mit 
besonderem Ernst und einer Hochstimmung« 
intensiv beraten, ob der Weg in die Zentren der 
politischen Macht, die Parlamente und Regie­
rungen über die (Männer-)Parteien führen müs­
se oder eher über eine Frauenpartei. Ergebnis war, 
»daß man keine~falls jetzt den Gedanken einer 
Frauenpartei veifolgen düife: >Die Frauen dür­
fen sich nicht auf eine Insel zurückziehen, wo 
sie gewissermaßen über dem Kampf stehen und 
überparteiliche Werte pflegen - nein, sie müs­
sen sich hineinstürzen in die Wogen des Kamp­
fes[. .. ] - und in den Stunden der Entscheidung, 
wenn die Würfel fallen, dann ist der Platz der 
Frauen in den Parteien.«< 13 Trotz dieser ableh­
nenden Haltung der Frauenbewegung entstand 
1919 in Berlin eine Freie Frauen-Partei Deutsch­
land.14 Die Partei fand später nirgendwo mehr 
Erwähnung, anscheinend hat sie es also zu kei­
nerlei Bedeutung gebracht. 

Angesichts der Wahlergebnisse zur Natio­
nalversammlung Anfang 1919, die einen Frau­
enanteil von lediglich 9,6% erbrachten, ergriff 
Lida Gustava Heymann, die erfolglos als Partei­
lose auf der Liste der USPD kandidiert hatte, 15 

tief enttäuscht erneut die Initiative und entwik­
kelte in der von ihr und Anita Augspurg gerade 
gegründeten Zeitschrift »Die Frau im Staat« eine 
neue Idee, um die Zahl der weiblichen Abgeord­
neten aller Parteien zu erhöhen: »Es sollte sich 
dabei weder um eine neue zu begründende Frau­
enpartei noch um Frauen l i st e n handeln, son­
dern um e in e Frauen liste, auf der die weib­
lichen Kandidaten aller Parteien wie der partei­
losen Frauen aufgestellt worden wären.« 16 Wie 
schwierig dies sein würde, war Lida Gustava 
Heymann durchaus bewusst, trotzdem nahm sie 
während der gesamten Weimarer Republik, zu­
letzt 1931, ihre mit Vehemenz vorgetragene For­
derung immer wieder auf: »Wir brauchen Frau­
enlisten!« 11 Obwohl es ab 1924 Meldungen über 
einzelne erfolgreiche Frauenlisten gab - aller­
dings nur auf kommunaler Ebene und in kleine­
ren Ortenis -, musste Heymann in ihren Lebens­
erinnerungen konstatieren: »Unsere Bemühun­
gen blieben aber eifolglos.« 19 

Der gemäßigte Teil der bürgerlichen Frau­
enbewegung schaltete sich erst 1924 wieder in 
die Debatte um die politische Vertretung der 
Frauen ein. Auslöser war der weitere kontinu­
ierliche Rückgang des Anteils weiblicher Ab­
geordneter in den deutschen Parlamenten: im 
Reichstag war er auf 5, 7% gesunken. Der Bund 
Deutscher Frauenvereine (BDF) diskutierte 
nicht nur auf seiner Generalversammlung in 
Mannheim lebhaft die Möglichkeit einer Frau­
enpartei oder einer Frauenliste, er drohte auch 
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Katharina von Kardorff, 
1931 

in einem Schreiben an sämtliche Parteileitun­
gen: »Wenn die Parteien nicht rechtzeitig den 
unbeirrbaren Willen der Frauen erkennen, sich 
nicht zurückdrängen zu lassen, sondern ihre 
Mission als Staatsbürgerinnen in der Politik 
aktiv zu erfüllen, weisen die Parteien die Frau­
en selbst auf die Notwendigkeit hin, neue Wege 
zur Erreichung ihrer Ziele zu suchen.«20 Am 
»Vorabend der Wahl« vom Dezember 1924 er­
tönte denn auch immer stärker »der Ruf nach 
>Gewaltmaßregeln<, nach Absonderung in einer 
Frauenpartei oder gar Wählerinnenstreik«. 21 

Durch die intensiven Debatten über Frauen­
parteien und Frauenlisten in der bürgerlichen 
Frauenbewegung22 sahen sich nun auch die Par­
teifrauen genötigt, sich damit auseinander zu 
setzen. Die Partei- und Tagespresse druckte 
»aus der Feder von stark im Parteileben ste­
henden Frauen scharfe Gegenäußerungen ge­
gen die Frauenpartei« ab. 23 Speziell der Reichs­
partei vorstand der SPD forderte in seiner 
Frauenzeitschrift »Genossin« die Funktionärin­
nen zur Stellungnahme über eine Frauenpartei 
auf, »da es anzunehmen ist, daß wir[ ... ] über 
kurz oder lang von den bürgerlichen Frauen 
vor diese Frage gestellt werden können.« 24 Da 
nur drei Zuschriften eingingen, lautete das Fa­
zit der Redaktion: »Wir nehmen daher an, daß 

alle Genossinnen im Reich mit uns der Mei­
nung sind, daß es für uns nur e i n Ziel gibt: 
den Sozialismus, und daß wir dieses Ziel nur 
g e m e ins a m mit unseren Genossen errei­
chen können. «25 

Gegen Ende der Weimarer Republik erhielt 
die Diskussion über Frauenparteien und Frauen­
listen in der gemäßigten Frauenbewegung neu­
en Auftrieb. In Anbetracht der Zuspitzung der 
politischen Verhältnisse in Deutschland, sicher 
aber auch angeregt durch die Konstituierung 
einer Frauenpartei in Österreich,26 beriet der 
BDF 1930 erneut »lebhaft« über die »Möglich­
keiten eines selbständigen Vorgehens der Frau­
en. «27 Emma Ender, bis 1929 BDF-Vorsitzen­
de, zeigte sich in einer vertraulichen Beratung 
höchst alarmiert durch den »beispiellosen« 
Wahlerfolg der NSDAP, die es »in einer Zeit 
des aktiven und passiven Frauenwahlrechts ris­
kieren konnte, in den Wahlkampf zu gehen, ohne 
überhaupt Frauen aufzustellen.« Ender be­
fürchtete, dass dadurch »die bei allen Parteien 
ohnehin schwache Position der Frauen auf 
Grund dieser Erfahrung weiter geschwächt 
werden wird« und warf den Wählerinnen vor, 
dass sie sich als »die zahlenmäßig Stärkeren, 
das Beiseiteschieben der Frauen haben gefal­
len lassen.« Deshalb hielt sie den Zeitpunkt für 
gekommen, an dem die Frauen »sich auf einen 
selbständigen Schritt besinnen« und eine 
Frauenpartei gründen müssten als »etwas, was 
uns die Verhältnisse, die politische Not der Zeit 
als eine Verpflichtung von unserem Frauen­
standpunkt aus aufgedrängt haben, [ ... ]selbst 
wenn man alle Schwächen des Planes er­
kennt.«28 Zustimmung erzielte dieser Appell bei 
den anderen Teilnehmerinnen der Beratung trotz 
allem aber nach wie vor nicht. 

Zum letzten Mal wurde in der Weimarer 
Republik 1931 die Frage »Brauchen wir eine 
Frauenpartei?« öffentlich gestellt, und zwar 
von Katharina von Kardorff, frühere Reichstags­
abgeordnete der DVP und noch früher Mitgrün­
derin des Bundes für Mutterschutz. Sie forder­
te, dass zunächst »unbedingt« in jeder Partei 
Frauenlisten eingerichtet werden sollten und 
falls dies nichts helfe, so müsse »vielleicht der 
viel schwerere Weg der Gründung einer Frau­
enpartei gegangen werden, den ich persönlich 
allerdings nicht für wünschenswert erachte, 
den ich aber als Druckmittel den Parteien ge­
genüber - mögen sie heißen wie sie wollen -
als eine berechtigte Waffe erachte.«29 

Vorläufig sollte es allerdings keine Möglich­
keit mehr für die Frauen geben, diesen Weg zu 
gehen: ab 1933 war nicht nur die NSDAP die 
einzige noch in Deutschland zugelassene Par­
tei, sondern den Frauen wurde von den Natio­
nalsozialisten auch das passive Wahlrecht wie­
der aberkannt. 

Gründungsboom von Frauenparteien nach 
1945 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und 
der Naziherrschaft wurden nicht nur bald die 



alten Parteien wieder und einige neu konstitu­
iert, es entstanden auch in allen Besatzungszo­
nen überparteiliche Frauenausschüsse, die als In­
teressenvertretung der Frauen fungierten und sich 
später zu den Frauenverbänden zusammen­
schlossen. Obwohl diese sich nicht nur für die 
Verbesserung der schwierigen Lebenssituation, 
sondern insbesondere für die Durchsetzung der 
Gleichberechtigung und die aktive Teilhabe der 
Frauen in allen Bereichen des öffentlichen Le­
bens, ganz besonders am demokratischen Wie­
deraufbau Deutschlands einsetzten, waren eini­
ge Frauen unzufrieden mit ihrem organisatori­
schen Konzept: »Die Arheit in den Frauenver­
einen genügt nicht. Wir müssen ins Parlament 
hinein. Denn nur eine Partei tritt im Parlament 
in Erscheinung und erhält damit den Einfluß auf 
die Gestaltung des öffentlichen Lebens.«30 

Und mit der weiblichen Vertretung in den 
Parlamenten sah es auch nach den ersten Nach­
kriegswahlen 1946 wieder schlecht aus. Wäh­
rend der Anteil der Frauen an der Wahlbevöl­
kerung nun auf fast 60% gestiegen war - im 
Vergleich zu 53% bei den ersten Wahlen der 
Weimarer Republik-, lag ihr Anteil in den Lan­
desparlamenten und später auch im ersten Bun­
destag nach wie vor bei maximal 7 bis 8%. Aus 
diesem Grund entstanden bereits ab 1946 meh­
rere Initiativen »mutiger Frauen« ,31 die ihren 
»politischen Anspruch« verwirklichen und end­
lich »eine neue Form finden« wollten, »eine 
eigene Form, eine frauliche Form: indem wir 
die Frauen aufrufen und sammeln und eine ei­
gene Partei bilden, eine Frauenpartei.« 32 

Dieses Ansinnen wurde sogleich von den 
bereits bestehenden Parteien als unliebsame 
Konkurrenz abgelehnt. Bereits im August 1946 
betonte die SPD in ihrer »Entschließung zur 
Frauenfrage«, dass sie »jede Form einer Frau­
enpartei« ablehnt." Die Leiterin ihres Frauen­
sekretariats, Herta Gotthelf, ließ sich einige Zeit 
später sogar zu der Äußerung hinreißen: »Scha­
de, daß man alle diese armen Würmer nicht 
fflit einem netten Mann versorgen kann, denn 
ich glaube, hei den meisten Frauen dieser Sorte 
ist das das eigentliche Problem.«34 

Auch die Militärbehörden brachten der Idee 
einer Frauenpartei Missbilligung entgegen. Ver­
suche, 1946 in der britischen Zone eine Deut­
sche Frauenpartei zu bilden,'5 konnten deshalb 
Vorläufig nicht realisiert werden. Auch einer Par­
tei in der amerikanischen Zone, die in Stuttgart 
um ihre Lizenz ersuchte, wurden Steine in den 
Weg gelegt: »Die Partei nannte sich Frauen­
Partei und hatte überwiegend aber nicht aus­
schließlich weibliche Mitglieder. {. .. ] Die Mili­
tärregierung ließ die Partei nur unter der Be­
dingung zu, daß sie ihren Namen änderte - sie 
nannte sich um in Neue Partei - und diefemini­
Stischen und geschlechtsspezifischen Prinzipi­
en des Parteiprogramms deutlich abschwäch­
te.«36 Die Soziale Frauenpartei dagegen, die in 
Würzburg und Frankfurt von etwa 25 jüngeren 
Prauen unter Führung der Journalistin Ulla Illing 
gegründet worden war, wurde 1946 ohne solche 

Auflagen »mit den Rechten und Pflichten einer 
politischen Partei« zugelassen.37 

Die neuen Frauenparteien waren, wie ihnen 
auch die Militärbehörde bescheinigte, »in a 
close touch with various women 's magazines 
and newspapers«3s, und so konnten ihre Anlie­
gen schnell verbreitet werden. »Das Interesse 
der Öffentlichkeit und das Echo aus Frauen­
kreisen« war zunächst »groß« .39 In den Frauen­
ausschüssen und später auch den Frauenverbän­
den dagegen stieß das Konzept auf großen Wi­
derspruch und heftige Diskussionen. 40 Ulla 
Illing wurde von einigen ihrer Protagonistinnen, 
die sich noch an die Debatten der Weimarer Re-

publik erinnerten, »mit zahlreichen Argumen­
ten aus dem Arsenal der klassischen Frauenbe­
wegung« belehrt, »daß eine Frauenpartei 
grundsätzlich unpolitisch, unwirksam und 
längst widerlegte Theorie sei. «41 Vermutlich 
war dies der Grund, warum die Soziale Frau­
enpartei weder jemals Kandidatinnen aufstell­
te, »noch sonst von ihrer Zulassung Gebrauch« 
machte, sondern bald wieder einging.42 Die 
Neue Partei kandidierte dagegen 1947 zu den 
Stuttgarter Kommunal-wahlen, erhielt aber nur 
9.000 Stimmen, woraufhin sich ihre Haupt­
initiatorin, Maria Gräfin Bredow, wieder von 
der Politik zurückzog. 
In der frühen Bundesrepublik kam es zu einer 
zweiten Gründungswelle von Frauenparteien. 
1951 gelang es der bereits oben erwähnten 
Deutschen Frauenpartei, sich endlich in Düs­
seldorf unter Vorsitz von Hulda Pankok zu 
konstituieren; zu ihren Vorstandsmitgliedern ge­
hörte auch Katharina von Kardorff, die bereits 
1931 mit ihrer Schrift über die Frauenparteien 
hervor-getreten war. Im gleichen Jahr wurde 
nach langen Vorbereitungen außerdem in Flens­
burg die Allgemeine Frauenpartei unter der 
Oberstudienrätin Dr. Emmi Hannöver ins Le-
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ben gerufen, die sich als »die konsequente 
Weiterentwicklung der >Frauenbewegung< al­
ten Stils« verstand.43 Beide Parteien fusionier­
ten im Sommer 1952 zur Partei der Frauen un­
ter Bundesvorsitz von Frau Hannöver, wobei al­
lerdings eine Restgruppe der Deutschen Frau­
enpartei unter ihrer Begründerin Hulda Pankok 
als Unabhängige Frauenpartei weiterbestehen 
blieb. Die Partei der Frauen kandidierte bei der 
Bundestagswahl 1953, aber trotz einer Wahlko­
alition mit der von Helene Wessel, Gustav Hei­
nemann und Klara-Maria Faßbinder gegründe­
ten Gesamtdeutschen Volkspartei (GVP) gelang 
der Sprung über die 5%-Hürde nicht.44 Diese 
Wahlkoalition war zustande gekommen, da sich 
die GVP »aufgrund ihrer pazifistischen Grund­
haltung besonders auf die Mitarbeit von Frau­
en stützte«45 und damit die wichtigste Prämis­
se teilte, die allen Frauenparteien der Nach­
kriegszeit gemeinsam war. Die Erfahrungen von 
Nationalsozialismus und Krieg haben sich »in 
uns eingebrannt«, schilderte Ulla Illing, »wir 
haben gelernt über die Ursachen nachzu­
denken, die uns und der Welt nichts als Leid 
und Not gebracht haben«.46 Und als diese Ur­
sache galt den Frauenparteien, »daß die aus­
schließliche Männerherrschaft in Deutschland 
ihren Höhepunkt erreicht und das zulässige 
Maß überschritten«47 und deshalb »die bishe­
rige Politik, die eine Männerpolitik genannt 
wird, restlos Schiffbruch erlitten hat.«48 An den 
Frauen sei es nun, eine Veränderung, mit dem 
Ziel der vollständigen Befriedung der Nationen 
zu erreichen und dazu müsse sich ihr Einfluss 
entscheidend im gesamten staatlichen Leben 
geltend machen. 

Von den Frauenparteien wurde dabei aber 
immer wieder betont, dass es nicht ihr Ziel sei, 
einen »totalen Frauenstaat« zu schaffen, da 
»Einseitigkeit nichts Produktives sein« kön­
ne, sondern dass »auch in der Gestaltung des 
öffentlichen Lebens der Mann und die Frau -
jeder seiner Wesensart gemäß, - die Aufgabe 
erfüllen muß, die ihm zusteht.«49 Ganz ähnlich 
wie auch im gemäßigten Teil der alten Frau­
enbewegung wurde in der Nachkriegszeit auf 
eine angeblich spezifische Wesensart der Frau­
en rekurriert. 

Die neue Frauenbewegung - zwischen Auto­
nomie und Institution 

Im Rahmen der bundesrepublikanischen Re­
staurationsphase verschwanden alle in der un­
mittelbaren Nachkriegszeit konstituierten 
Frauenparteien wieder von der politischen 
Bildfläche. Das Konzept einer eigenständigen 
parteilichen Einmischung der Frauen fiel für 
fast 20 Jahre in einen Dornröschenschlaf, der 
erst mit den Anfängen der neuen Frauenbewe­
gung endete. Diese setzte zwar auf Autono­
mie statt auf Parteistrukturen, rüttelte aber das 
allgemeine politische Bewusstsein für die 
Frauenunterdrückung derart auf, dass auch die 
Idee einer Frauenpartei wieder zum Leben er­
wachte, und es zu erneuten Gründungen kam. 

Auslöser waren auch hier wieder die bereits 
bekannten: der Frauenanteil im Bundestag 
sank 1972 unter Willy Brandt und der Parole 
»Mehr Demokratie wagen!« auf seinen histo­
rischen Tiefstand von 5,8%, und Frauenpolitik 
stellte für die Parteien nach wie vor kein rele­
vantes Politikfeld dar. Die Erinnerung an die 
früheren Frauenparteien waren aber mittler­
weile so vollständig verschüttet, dass sich eine 
Parteigründung von 1970 Erste Frauenpartei 
nannte. In diesem Jahr wurde außerdem die 
Unabhängige Deutsche Frauenpartei gebildet 
und 1975 folgte die Deutsche Frauenbewe­
gung; alle drei erlangten keinerlei Bedeutung. 
Bekannter wurde die Frauenpartei, sie konsti-

tuierte sich 1979 - vermutlich unwissentlich 
- ausgerechnet im westfälischen Städtchen 
Warendorf, das in der Weimarer Republik für 
eine der ersten erfolgreichen Frauenlisten be­
rühmt geworden war. Die Hauptinitiatorinnen, 
Eva Rath und Sybille Helfferich, waren fru­
strierte frühere SPD- und FDP-Politikerinnen 
und die Parteimitglieder »enthusiastische 
Familienfrauen mit unverbildetem Gefühl und 
Verstand, die mit Frauenforderungen in die 
Parlamente wollen; die begriffen haben, daß 
Vaterschaft dieselben Folgen haben muß wie 
Mutterschaft; die jetzt selber Politik ma­
chen!«50 Das Parteiprogramm beruhte, der po­
litischen Situation der 80-er Jahre gemäß, auf 
den drei Säulen Umweltschutz, Pazifismus, 
Frauenpolitik. Was die frauenpolitischen For­
derungen angeht, so beschränkte sich das Pro­
gramm auf einen Abklatsch des »Frauenpro­
gramms gegen Diskriminierung«, das Marie­
Louise Janssen-Jurreit ebenfalls 19795 1 ver­
öffentlicht hatte, jedoch explizit als »Forde­
rungskatalog und keinesfalls als Parteipro­
gramm« verstanden wissen wollte.52 

Innerhalb der Frauenpartei entzündeten 
sich bald schwere Konflikte an der Frage ei-



ner möglichen Mitgliedschaft von Männern, 
Und nach einem heftigem Führungsstreit kam 
es bereits ein Jahr nach der Gründung zur Spal­
tung: eine Kieler Gruppe um Eva Rath, die 
Männer aufnahm, blieb unter dem alten Na­
men zusammen, eine Soester Gruppe um Sy­
bille Helfferich mußte sich umbenennen in 
Frauen ins Parlament. Nur die Frauenpartei trat 
in den folgenden Jahren zu Wahlen an, zum 
ersten Mal bei den Niedersächsischen Land­
tagswahlen im März 1982, später auch bei 
Weiteren Landtags-, bei Bundestags- sowie Eu­
ropawahlen. Ein Erfolg blieb jedoch aus, sie 
erhielt nie mehr als 0,3% der Stimmen, was 
nicht einmal für eine Rückerstattung der Wahl­
kampfkosten ausreichte.53 Auch Mitglieder 
hatte die Partei kaum, fast zehn Jahre nach ih­
rer Konstituierung waren es noch immer nicht 
mehr als 335.54 

In der neuen Frauenbewegung, die als Ba­
sisbewegung gerade auch aus der Kritik am 
herrschenden Parteiensystem und seiner Stell­
vertreterpolitik heraus entstanden war, stieß die 
Frauenpartei auf grundsätzliche Bedenken. Zu­
dem fühlte sich die Bewegung düpiert, da die 
Frauenpartei nur einen Tag vor Beginn der 
4. Berliner Sommeruniversität für Frauen55 -
dem wichtigsten jährlichen Treffen und Dis­
kussionsforum der Bewegung, das diesmal ge­
rade die Frage »Autonomie oder Institution« 
Und dabei auch insbesondere den Sinn einer 
Frauenpartei diskutieren wollte - in einem 
»Husarinnenstreich«56 übereilt gegründet wor­
den war. Diese »Gründung an der Bewegung 
Vorbei«,57 die ein beabsichtigter und rein takti­
scher Schachzug war, wie Eva Rath später zu­
gab, brachte »die Sommer-Uni fast zum Über­
kochen«58. In einer tumultuarischen Podiums­
diskussion im, mit ca. tausend Frauen59 vollbe­
setzten Hörsaal, an der autonome Feministin­
nen, Parteifrauen und Vertreterinnen der Frauen­
Partei teilnahmen, wurde die Schaffung der 
Frauenpartei einhellig verworfen. Sogar Han­
nelore Mabry, die Herausgeberin der Münch­
ner Zeitschrift »Der Feminist«, die selbst seit 
Jahren für eine Feministische Partei kämpfte, 
Verurteilte auf der Sommeruniversität die Kon­
stituierung der Frauenpartei als »blinden Ak­
tionismus«. 60 

Dass die Frauenpartei in der Frauenbewe­
gung und später auch bei den Wählerinnen kei­
nen Anklang fand, hing auch damit zusammen, 
dass der umstrittene Kanzlerkandidat der CDU/ 
CSU für die Bundestagswahl 1980 Franz-Josef 
Strauß hieß. Es wurde mit gutem Grund be­
fürchtet, dass eine Frauenpartei »kaum die 5% 
ffürde schaffen«, dadurch »Stimmen von Grü­
nen und Bunten« abziehen und so »der CDU/ 
csu zu einem Wahlsieg« verhelfen wür­
de.61 Hierin liegt auch ein wesentlicher Grund 
f„ . 
Ur die eklatante Diskrepanz zwischen den zahl-

reichen Umfragen zu den Wahlchancen einer 
Frauenpartei - bei denen 1979/80 zwischen 
13% und 44% der Befragten angaben, sie wä­
ren bereit, eine Frauenpartei zu wählen62 - und 

den realen Wahlergebnissen der Frauenpartei, 
die kaum über 0% lagen. Auch der Gedanke 
eines Wahlboykotts als mögliches Mittel, »die 
Millionenmacht, die wir Frauen darstellen 
könnten, gezielt einzusetzen und auszudrük­
ken«, wie ihn die Emma zur Diskussion stell­
te, 63 wurde wegen der Kandidatur von Strauß 
nicht weiterverfolgt. 

Der Misserfolg der Frauenpartei war auch 
der Entstehung der GRÜNEN 1980 geschul­
det, die vielen, die sich von den anderen Par­
teien frustriert abgewandt hatten, zunächst als 
Silberstreifen am Horizont erschien. »Von An­
beginn an war der Feminismus im weitesten 
Sinne Bestandteil der Grünen Partei. Beson­
ders über das bunt-alternative Spektrum in 
den Großstädten fand ein Teil der autonom­
feministischen Frauenbewegung Zugang zu 
den Grünen.«64 Aber auch dieses Modell schei­
terte; die Entwicklung der GRÜNEN zeigt 
trefflich, dass auch eine Anti-Parteien-Partei 
auf Dauer keine Chance hat, sondern vom 
Apparat aufgesogen wird. So verwundert es 
nicht, dass sich viele Frauen von den GRÜ­
NEN abwandten und wieder einmal den Ge­
danken einer Frauenpartei aufnahmen. Fru­
strierte ehemalige GRÜNEN-Wählerinnen und 
-Mitglieder waren federführend an der Grün­
dung der Feministischen Partei - Die Frauen 
beteiligt, die sich 1995 in Kassel konstituier­
te. In die siebenköpfige Bundessprecherinnen­
runde wurden zwei ehemalige grüne Politike­
rinnen, u.a. die Ex-Bundestagsabgeordnete 
Jutta Oesterle-Schwerin, gewählt. 

Der Gründungsaufruf enthielt die altbe­
kannten Argumente: »Wir wollen mehr politi­
sche Macht für Frauen. Nicht nur, weil das 
ein Gebot von Demokratie und Gerechtigkeit 
ist - schließlich sind Frauen die Mehrheit -
sondern auch, weil wir der festen Überzeu­
gung sind, daß die bestehende Gesellschafts­
ordnung - Staat, Produktion und die Vertei­
lung aller Güter - aus der Sicht von Frauen 
neu gestaltet werden muß.« Neu war lediglich, 
dass die Frauenpartei sich »feministisch« nennt, 
»weil Frausein allein nicht genügt. «65 Wie dies 
allerdings beispielsweise mit einem Biologis-
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mus zusammengehen soll, der im Parteipro­
gramm Müttern kraft Biologie zunächst das 
alleinige Sorgerecht für ihre Kinder zuspricht, 
ist ungeklärt. Obwohl die Gründung der Fe­
ministischen Partei in der Bevölkerung große 
Zustimmung fand, blieben auch ihre Wahler­
gebnisse weit hinter allen Erwartungen zu­
rück.66 

Fazit 

Die vierzehn Frauenparteien des 20. Jahrhun­
derts haben so wenige historische Spuren hin­
terlassen, dass sie meist selbst nicht einmal 
von der Existenz ihrer jeweiligen Vorgänge­
rinnen wussten, somit auch nicht aus deren 
negativen Erfahrungen lernen konnten. Trotz 
dieser Unkenntnis war allen Frauenparteien 
eine fast wortgleiche Argumentationen eigen, 
alle waren den Konzeptionen der Geschlechter­
differenz verhaftet und setzten - entgegen al­
ler Erfahrungen mit Differenzen untereinander 
- einen gemeinsamen Kulturwillen der Frauen 
und ihre grundsätzliche Andersartigkeit gegen­
über dem Mann voraus. Allen Frauenparteien 
gemeinsam ist auch, dass sie die grundsätzli­
chen Schwierigkeiten unterschätzt haben, die 
jede neue Partei - egal welcher Couleur - hat, 
sich in der Parteienlandschaft erfolgreich zu 
etablieren. Es mangelte ihnen an der ausrei­
chenden Basis, die eine neue Partei braucht, 
um überhaupt eine Chance zu haben; das >Ver­
einigungsmoment Frau< erwies sich als nicht 
ausreichend für einen Erfolg. Grundproblem 
einer Frauenpartei ist der Mangel an einem po­
litischen Programm: »So fehlt einer Frauen­
partei das zwingende politische Thema - bes­
ser gesagt: d i e Themen, da sie sich auf 
Grund des breiten Wählerpotentials nicht [„.] 
leisten kann, >one-issue party< zu sein. Schon 
bei dem >einen issue< - der Verbesserung der 
Lage der Frau - ist es schwierig, die divergie­
renden Interessen von Frauen in verschiede­
nen Lebenssituationen unter einen Hut zu 
bringen.«67 Oder, mit einem Slogan aus der 
neuen Frauenbewegung ausgedrückt: »Frau­
sein allein ist kein Programm.« 
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